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Bauzonen 
   
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden in Bauzonen gegliedert. 
- Hauptbauzone (Planeinschrieb „a").  
- Anbauzone (Planeinschrieb „b").   
   
Die Gebäude der überbaubaren Fläche „b" dürfen 2/3 der Gebäudebreite des  
Baukörpers der überbaubaren Fläche „a" nicht überschreiten.  
Bei der Berechnung des Maßes von 2/3 der Gebäudebreite für die Baufläche „b " 
bleiben 
Überdachungen von Terrassen und Balkone unberücksichtigt. 
Terrassenüberdachungen, die sich aus dem Dach des Hauptbaukörpers 
entwickeln, bleiben 
Ebenfalls bei der Berechnung der Gebäudebreite für die Baufläche „b" 
unberücksichtigt. 
Für landwirtschaftliche und gewerbliche Betriebsgebäude wird die 2/3  
Begrenzung der Gebäudebreite in der Bauzone „b" nicht angewandt. 
 
Gebäude, die mit einer Traufhöhe von bis zu 4,50 m errichtet werden, dürfen die  
Bautiefe der Hauptbauzone „a" ohne Versatz bis zu 2,0 m überschreiten.  
   
In den Gebieten MI 1 und MI 2 darf  gemäß § 16 Abs. 6 BauNVO die  
Grundflächenzahl von 1,0 erreicht werden, wenn die Dächer der Garagenzonen 
als  
Terrassen- oder Gartenflächen genutzt werden.  
Die Gebäudeflächen ohne Garagen und Stellplätze dürfen eine GRZ von 0,6 nicht  
überschreiten.  
  
Baulinien 
     
Bei der offenen Bauweise bleiben die landesrechtlichen Bestimmungen über die  
seitlichen Abstandsflächen von der Baulinie unberührt. Die seitlichen Abstände  
können die rechtlich notwendigen Abstandsflächen überschreiten. 
 
Garagen dürfen von der Baulinie zurücktreten.  
   
Wird in der abweichenden Bauweise nicht an der Baulinie gebaut, muß an der  
Baulinie eine Mauer von mindestens 1,50 m Höhe (im Material der Baukörper)  
oder eine Hecke aus heimischen Gehölzen (in gleicher Höhe) errichtet werden.  
Toreingänge und Toreinfahrten sind zulässig . 
     
Höhe der baulichen Anlagen  
    
Festlegung der Fußbodenhöhe im Erdgeschoß 
   
Es wird für das Erdgeschoß eine maximale Fußbodenhöhe von 0,8m festgesetzt.  
Als Fußbodenhöhe ist die Oberkante des fertiggestellten Fußbodens anzusehen.  
   
Bezugspunkt für die Festlegung der Fußbodenhöhe ist die mittlere Höhe der  
Oberkante der Verkehrsfläche (Fahrbahnmitte), an die das Grundstück grenzt.  
Maßgeblich ist die ausgebaute, ansonsten die geplante Straßenhöhe. 
  
Gebäudehöhen gemäß § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO 
     
Allgemeine Wohngebiete, Dorfgebiete und Mischgebiete 
     
In den Gebieten mit einer geschlossenen bzw. abweichenden Bauweise sind die  
Gebäude innerhalb der Hauptbauzone „a" mit einer Traufhöhe von mindestens  
4,50 m und maximal 7,50 m zu errichten. Die maximale Firsthöhe darf das Maß  
von 12,00 m nicht überschreiten.  
 
  
In allen Gebieten mit einer festgesetzten offenen Bauweise, ausgenommen das  
Gebiet MI 4, darf die maximale Traufhöhe das Maß von 6,0 m und die maximale  
Firsthöhe das Maß von 10,0 m nicht überschreiten.   
   
In dem Mischgebiet (MI 4) östlich der Bahnlinie darf die maximale Traufhöhe das  
Maß von 7,50 m und die maximale Firsthöhe das Maß von 12,0 m nicht  
überschreiten.  
   
Die Bebauung der Anbauzone „b" darf in allen Baugebieten eine maximale  
Traufhöhe von 6,0 m erreichen, jedoch die Traufhöhe des Hauptbaukörpers der  
überbaubaren Fläche „a" nicht überschreiten. Die Firsthöhe muß mindestens  
1,0 m n iedriger sein, als die in der Baufläche „a".   
   
   
Als Traufhöhe ist die Schnittlinie der Außenflächen von Außenwand und Dach im  
Sinne von § 6 Abs. 4 BauONW zu verstehen. 
Bezugspunkt für die Ermittlung der Trauf- und Firsthöhe ist die mittlere Höhe der  
Oberkante der Verkehrsfläche an die das Grundstück grenzt. Maßgeblich ist die  
ausgebaute, ansonsten d ie geplante Straßenhöhe. 
     
 
    

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
6. 

Balkonvorbauten und Dachterrassen sind gestattet, wenn die  
Oberkante ihres obersten Fertigfußbodens nicht höher als die  
geforderte Traufhöhenbegrenzung innerhalb der jeweiligen  
Baufläche liegt und die oberste Umwehrung als transparente  
Gitterkonstruktion ausgebildet wird .  
   
Flächen für den Gemeinbedarf 
   
Auf der festgesetzten Fläche für den Gemeinbedarf mit der  
Zweckbestimmung "Turn- und Mehrzweckhalle" sind die Gebäude  
entlang der festgesetzten Baulinie mit einer Traufhöhe von  
mindestens 5,50 m und höchstens 8,0 m auszubilden.  
   
 Auf den festgesetzten Flächen für den Gemeinbedarf mit der  
Zweckbestimmung "kirchliche Einrichtungen" sind die Gebäude mit  
Ausnahme der Kirchengebäude und der Kirchtürme mit max. 7,50m   
Traufhöhe und 12,0m Firsthöhe zu errichten.  
   
Die Kirchtürme dürfen eine Höhe von max. 28 m erreichen. 
 
 
Bauweisen 
Abweichende Bauweise gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO 
 
Die abweichende Bauweise sieht fo lgende Wahlmöglichkeiten der Bebauung für  
die Bebauung innerhalb der Hauptbauzone „a" vor.  
- einseitige Grenzbebauung 
- beidseitige Grenzbebauung 
- Bebauung mit Grenzabstand zu beiden seit lichen Grundstücksgrenzen 
     
Bei der Bebauung mit Grenzabstand ist bei einer Traufhöhe von bis zu 4,50 m ein  
Mindestabstand von 3,0 m und bei einer Traufhöhe über 4,50 m bis zu 7,50 m ein  
Mindestabstand von 6,0 m zur seitl ichen Grundstücksgrenze einzuhalten.   
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Da für die abweichende Bauweise eigene Abstände definiert werden, gilt für die  
Gewährung des Abstands unter 6 m zur seit lichen Grundstücksgrenze die  
Bedingung, daß in diesem Falle die zur Belichtung notwendigen Fenster eines  
Raumes zum dauernden Aufenthalt nicht zu dieser Abstandsfläche hin l iegen  
dürfen. 
      
An giebelständige Häuser darf nicht unmittelbar angebaut werden. 
  
Eine Ausnahme ist 1. zulässig, wenn wiederum giebelständig angebaut wird, 2. ist 
dann mit einem traufständigen Haus gestattet, wenn das Dach des traufständigen  
Hauses auf das Dach des giebelständigen Hauses übergreift, 3. ist dann gestattet,  
wenn ein reduzierter Abstand von 1 m zwischen beiden Gebäuden eingehalten  
wird und die Außenwand zum Nachbar als Brandwand ausgebildet wird. 
     
Die Bebauung der Baufläche „b" muß die landesrechtlichen Bestimmungen über  
die seitlichen Abstandsflächen der offenen Bauweise einhalten.  
 
   
Festsetzungen zum Immissionsschutz 
   
Sportplatz 
Zur Gewährleistung eines ausreichenden Immissionsschutzes  
gegenüber den Beeinträchtigungen aus dem Sportbetrieb incl. der  
Stellplatzanlagen sind in den Wohn- und Aufenthaltsräumen der  
Gebäude (in den nördlich angrenzenden gekennzeichneten Bereichen)  
passive Lärmschutzmaßnahmen gemäß den Anforderungen an die  
Luftschalldämmung von Außenbauteilen nach DIN 4109 Tabelle 8 -  
Lärmpegelbereich 1 - entsprechend einem Schalldämm-Maß R`w.res 
von mindestens 30 dB für die Fassaden mit Ausrichtung zu den 
gekennzeichneten Baufensterbegrenzungen vorzusehen. 
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A. Planungsrechtliche Festsetzungen gemäß BauGB und  
BauNVO einschließlich zugehöriger Hinweise 
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Art der baulichen Nutzung 
   
Allgemeine Wohngebiete (WA) 
   
Ausnahmen gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO sind nicht zulässig.  
 
Dorfgebiete (MD) 
   
Die gemäß § 5 Abs. 2 BauNVO zulässigen Nutzungen: 
Nr. 4 - Betriebe zur Be- und Verarbeitung und Sammlung land- und  
forstwirtschaftlicher Erzeugnisse, Nr. 9 - Tankstellen, sind nicht zulässig.  
 
In den MD-Gebieten sind Betriebe mit einer Tierintensivhaltung gemäß § 1 Abs. 5  
BauNVO in Verbindung mit § 1 Abs. 9 BauNVO nicht zulässig. 
(Tierintensivhaltung betreiben Betriebe, die sich überwiegend auf die (Auf)-Zucht  
von Tieren oder auf deren Mast (Kälber, Schweine, Bullen, Geflügel) oder  
Eierproduktion spezialisiert haben.) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Betriebsgebäude, die der Tierhaltung dienen, sind nur innerhalb der Baufläche  
„b" zulässig. 
   
Die gemäß § 5 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Vergnügungsstätten 
im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO werden ausgeschlossen 
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Mischgebiete (MI)  
     
In den Gebieten MI 1, MI 2 und MI 3 sind die gemäß § 6 Abs. 2 BauNVO  
zulässigen Nutzungen, Nr. 6 - Gartenbaubetriebe, Nr. 7 - Tankstellen und Nr. 8 -  
Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO nicht zulässig. 
    
In dem Gebiet MI 1 (östliche Marktseite) sind in der Erdgeschoßzone  
Wohnnutzungen nicht zulässig. 
     
In dem Mischgebiet MI 4 (außerhalb des Umsiedlungsstandortes östlich der  
Bahnlin ie) sind die gemäß § 6 Abs. 2 zulässigen Vergnügungsstätten im Sinne 
des  
§ 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO nicht zulässig. 
   
Die gemäß § 6 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Vergnügungsstätten 
im  
Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO werden ausgeschlossen.  
  
Stellplätze und Garagen 
     
In allem allgemeinen Wohngebieten (WA), Dorfgebieten (MD) und in denjenigen  
Mischgebieten (MI), für die eine offene Bauweise festgesetzt ist, sind Garagen 
oder  
Stellplätze gemäß § 12 Abs. 6 BauNVO außerhalb der überbaubaren  
Grundstücksfläche (ungeachtet ihrer Zulässigkeit innerhalb der überbaubaren  
Grundstücksfläche) bis zu einer Anzahl von maximal drei Unterstellplätzen je 
Baugrundstück zulässig.  
 
Nebenanlagen  
   
In den Dorf- und Mischgebieten (MD und MI) sind untergeordnete Nebenanlagen  
(Kleintierställe) und Einrichtungen gemäß § 14 Abs. 1 BauNVO bis zu einer Größe 
von 60 m³ umbauter Raum außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 
zulässig. 
     
In dem Mischgebiet MI 4 entlang der Bahnlin ie sind Nebenanlagen  gemäß § 14  
Abs. 2 BauNVO, die der Versorgung der Baugebiete mit Elektrizität, Gas und  
Wärme dienen, auch ohne Festsetzung von besonderen Flächen, als Ausnahme 
zulässig.  
 
Überbaubare Grundstücksflächen 
 
 
 

Hinweis: 
Aufgrund der VDI-Richtlinien Nr. 3471 und 3472 werden bestimmte  
Abstandsregelungen für Tierhaltung gegenüber Wohnnutzungen erforderlich, 
die im Baugenehmigungsverfahren bzw. im Rahmen der 
Genehmigungsfreistellung zu beachten sind. Zur Einhaltung der Richtlinien wird 
empfohlen, die landwirtschaftliche  
Tierhaltung auf maximal 25 Rinder incl. Nachzucht, 20 Pferde bzw. 200 Hühner  
pro Betrieb zu beschränken.  
Als Aufstallungsform sollte das Einstreuverfahren (Strohaufstallung) 
Verwendung finden. 


